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Landtag online
http://www.rbb-online.de/imparlament
Unter obiger Adresse kann man Video-
mitschnitte sämtlicher Redebeiträge der
Plenarsitzungen des Landtages Branden-
burg ab Januar 2008 abrufen. Die neuen
Beiträge werden jeweils ein bis zwei Tage
nach der Plenarsitzung eingestellt.

Intolerantes
Brandenburg
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Der Landtag Brandenburg stimmte am
21. Januar über die Nachwahl von neun
Richtern – sieben „einfache“ Richter
sowie Präsident und Vizepräsident - zum
Landesverfassungsgericht ab, ohne dass
ein von der Fraktion der DEUTSCHEN
VOLKSUNION (DVU) vorgeschlagener
Kandidat zur Wahl stand.

Es gab auch keine Abstimmung über ei-
nen einstimmigen Vorschlag des Haupt-
ausschusses, sondern es wurde jeweils
einzeln über die von den Fraktionen vor-
geschlagenen Kandidaten abgestimmt.

Wie war es dazu gekommen?

Am 5. Dezember hatte die Brandenburger
DVU-Landtagsfraktion dem Hauptaus-
schuss einen Kandidaten für die Nachwahl
von sieben Richtern zum Landes-
verfassungsgericht vorgeschlagen. Im
Gegensatz zu den drei anderen Fraktionen,
die ausschließlich Berufsjuristen vorge-

schlagen hatten, orientierte sich die DVU
dabei am Verfassungsauftrag, auch juris-
tische Laien in dieses höchste Branden-
burger Gericht zu entsenden.

Der von der DVU-Fraktion vorgeschlage-
ne Kandidat ist weder Anhänger der DVU
noch Mitglied dieser oder einer anderen
Partei.

Gerade seine politische Unabhängigkeit,
seine berufliche Qualifikation und sein
hohes Engagement im sozialen Bereich
machte ihn zu einem idealen Kandidaten
für dieses wichtige Ehrenamt. Der Kandi-
dat ist bzw. war in einer privaten sozialen
Einrichtung beschäftigt, die im Auftrag der
öffentlichen Hand tätig ist.

Am 10. Dezember fand im Hauptausschuss
des Landtages Brandenburg in einer nicht-
öffentlichen* Sitzung eine Anhörung der
neun Richterkandidaten statt, bei der auch
der von unserer DVU-Fraktion vorgeschla-
gene Kandidat den Abgeordneten Rede
und Antwort stand.

Noch am gleichen Tag wussten die für den
Arbeitsplatz des Kandidaten zuständige
Stadtverwaltung und die ebenfalls betei-
ligte Kreisverwaltung von seiner Kandi-
datur.

Anscheinend übten diese Stellen, vertre-
ten durch einen SPD-Landrat und einen
LINKEN-Bürgermeister, Druck auf den
Arbeitgeber des Kandidaten aus, der von
ihren Aufträgen abhängig ist.

Daraufhin wurde unserem Kandidaten
eine Nicht-Verlängerung seines Arbeitsver-
trages angedroht. Als er dennoch auf sei-
ner Kandidatur beharrte, wurde er
zwangsweise von seiner Tätigkeit beur-
laubt und sein zum 1. Januar auslaufender

Liane Hesselbarth MdL
DVU-Fraktionsvorsitzende

Der Parlamentarische Beratungsdienst
des Landtages Brandenburg prüfte für
die DVU-Fraktion Fragen im Zusammen-
hang mit dem Ausschluss unseres Kolle-
gen Markus Nonninger aus der
Landtagssitzung vom 19. September
2008.

Der Beratungsdienst kommt zu dem
Schluss:

„Es wäre daher im Regelfall als willkür-
lich zu beurteilen, würde der Landtags-
präsident einen Abgeordneten wegen
eines einzigen Vorkommnisses mit
mehreren Ordnungsmaßnahmen bele-
gen.“

Wir erinnern uns:

Markus Nonninger hatte wegen eines an-
geblichen Goebbels-Vergleichs einen
Ordnungsruf erhalten und war zusätzlich
aus der Sitzung ausgeschlossen worden.

Aber, keine Sorge, das war natürlich kei-
ne Willkür, nein, zu so etwas wären die
Gutmenschen von der SED-PDS-Links-
partei-DIE LINKE nie fähig ... oder eher
nicht mehr fähig, denn bis vor 20 Jahren
war Willkür noch Standard in dieser Par-
tei.

Außerdem hatte Markus Nonninger sei-
nen Vorwurf auf Nachfrage wiederholt -
und damit waren es dann plötzlich zwei
Vorkommnisse.

Tja, SIE wissen genau, wie es geht.
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„National-Freiheitliche Fraktions-Nach-Fraktions-Nach-Fraktions-Nach-Fraktions-Nach-Fraktions-Nach-
richtenrichtenrichtenrichtenrichten aus dem Landtag Brandenburg“
(begründet als „Fraktions-Nachrichten aus
dem Landtag Brandenburg“) wird seit 2001
als Informationsschrift für die Bürger Branden-

burgs von der Fraktion der DEUTSCHEN
VOLKSUNION (DVU) im Landtag Brandenburg
herausgegeben.
Verantwortlich im Sinne des Presserechts ist
Liane Hesselbarth MdL bzw. der namentlich zeich-
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Bundesregierung
geht auf

DVU-Forderung ein
Während der Landtagssitzung imWährend der Landtagssitzung imWährend der Landtagssitzung imWährend der Landtagssitzung imWährend der Landtagssitzung im
DezDezDezDezDezember 2008 fember 2008 fember 2008 fember 2008 fember 2008 forororororderderderderderte die Dte die Dte die Dte die Dte die DVU-VU-VU-VU-VU-
Fraktion im Landtag Brandenburg,Fraktion im Landtag Brandenburg,Fraktion im Landtag Brandenburg,Fraktion im Landtag Brandenburg,Fraktion im Landtag Brandenburg,
als Mittel zur Konjunkturbelebungals Mittel zur Konjunkturbelebungals Mittel zur Konjunkturbelebungals Mittel zur Konjunkturbelebungals Mittel zur Konjunkturbelebung
die Mehrwertsteuer von derzeit 19%die Mehrwertsteuer von derzeit 19%die Mehrwertsteuer von derzeit 19%die Mehrwertsteuer von derzeit 19%die Mehrwertsteuer von derzeit 19%
auf 14 % zu ermäßigen.auf 14 % zu ermäßigen.auf 14 % zu ermäßigen.auf 14 % zu ermäßigen.auf 14 % zu ermäßigen.

Die Koalitionsfraktionen von SPD und
CDU ebenso wie die SED-Nachfolger
lehnten diese Forderung vehement ab.

Mittlerweile ist die Bundesregierung –
die sich vor kurzem noch dagegen sträub-
te – angesichts des Druckes aus unseren
EU-Nachbarländern bereit, eine Reduzie-
rung der Mehrwertsteuersätze in der EU
nicht länger zu verhindern.

Doch auch im Inland wird die Bundesre-
gierung den Forderungen des Hotel- und
Gaststättenverbandes, des Zentral-
verbandes des Deutschen Handwerks und
anderer Mittelstandsverbände wohl in
absehbarer Zukunft nachgeben und in
vielen Wirtschaftsbereichen ermäßigte
Mehrwertsteuersätze zulassen.

Damit wäre dann die DVU-Forderung
zumindest teilweise erfüllt – und die
Brandenburger Regierungskoalition mit-
samt ihres linksextremen Anhängsels hätte
sich wieder einmal fürchterlich blamiert.

Intolerantes Brandenburg
(Fortsetzung von Seite 1)

Vertrag nicht verlängert. Zusätzlich wur-
de auch seine Ehefrau, die beim gleichen
Arbeitgeber beschäftigt ist, von diesem
„angesprochen“.

Nach Rücksprache mit unserer Fraktion
zog der Kandidat seine Kandidatur mit
Brief vom 29. Dezember 2008 an den Haupt-
ausschuss des Landtages zurück. Unsere
Fraktion wollte keinen weiteren Branden-
burger solchen ungerechtfertigten beruf-
lichen Repressionen aussetzen und ver-
zichtete daher auf die Nominierung eines
weiteren Kandidaten für die Wahl zum
Landesverfassungsgericht.

Als Reaktion auf diese Machenschaften
von Mitgliedern der beiden auch im Land-
tag vertretenen linken Parteien lehnte der
DVU-Vertreter im Hauptausschuss, der
Abgeordnete Sigmar-Peter Schuldt,  in der
Hauptausschusssitzung am 7. Januar die
von den anderen drei Fraktionen vorge-
schlagenen Kandidaten ab.

Damit war ein einstimmiger Vorschlag des
Hauptausschusses nicht mehr möglich,
der zu einer En-Bloc-Abstimmung über
alle Kandidaten geführt hätte. Stattdessen
musste am 21. Januar über jeden einzel-
nen Kandidaten abgestimmt werden, der
von den Fraktionen vorgeschlagen wur-
de.

Dabei musste jeder Kandidat eine Zwei-
Drittel-Mehrheit der Abgeordneten be-
kommen. In dieser geheimen Wahl hatten
jetzt alle Abgeordneten die Möglichkeit,
nach ihrem Gewissen zu entscheiden, was
dazu führte, dass mehrere der Kandidaten
mehr Nein-Stimmen erhielten, als der DVU-
Fraktion zur Verfügung stehen.

Unsere Fraktionsvorsitzende Liane
Hesselbarth machte die Vorgänge um die
Kandidatur am 21. Januar in der Aktuellen
Stunde zum „Toleranten Brandenburg“
zum Thema.

Denn wie soll Toleranz funktionieren, wenn
ein unbescholtener Bürger als Bewerber
für ein Ehrenamt derart unter Druck gera-
ten kann? Die Brandenburger DVU-Frak-
tion wird sich weiterhin und nach dieser
üblen Erfahrung verstärkt für die

Durchsetzung von Toleranz und Demokra-
tie in Brandenburg einzetzen.

*Die Inhalte nicht-öffentlicher
Ausschusssitzungen unterliegen einer
gewissen Vertraulichkeit bzw. sollten die-
ser unterliegen. In jedem Fall ist es unzu-
lässig, personenbezogene Informationen
aus einer solchen nicht-öffentlichen Sit-
zung außerhalb des Ausschusses zu ver-
breiten. Die Mitglieder des Hauptaus-
schusses, unter denen sich vermutlich die
Verantwortlichen für diese illegale Ver-
breitung personenbezogener Daten befin-
den, finden sie auf der Website des Land-
tages.

Sigmar-Peter Schuldt MdL
Parlamentarischer Geschäftsführer

Straftaten von Ausländern und
Personen mit Migrationshintergrund

in Brandenburg
Obengenannte Straftaten sollen sta-Obengenannte Straftaten sollen sta-Obengenannte Straftaten sollen sta-Obengenannte Straftaten sollen sta-Obengenannte Straftaten sollen sta-
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tivere Maßnahmen zu ergreifen.tivere Maßnahmen zu ergreifen.tivere Maßnahmen zu ergreifen.tivere Maßnahmen zu ergreifen.tivere Maßnahmen zu ergreifen.

Die Fraktion hatte dieses Thema erneut
auf die Tagesordnung gebracht, nachdem
diese alte DVU-Forderung von CDU/CSU-
Kreisen auf Bundes- und auch Landese-

bene aufgegriffen worden war. Daher hät-
te man also Unterstützung aus dieser Rich-
tung erwarten können.

Doch stattdessen unterstellte ausgerech-
nete der CDU-Parlamentarier Petke dieser
Forderung, die er vor wenigen Wochen
noch selber erhoben hatte, einen auslän-
derfeindlichen Beigeschmack.

So ist die CDU leider schon lange: Große
Klappe, aber im Ernstfall wird der Schwanz
eingezogen.
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Brandenburgs Datenschutz in
kompetenten Händen zusammenführen
Datenschutzbeauftragte soll nicht-öffentlichen Datenschutz vomDatenschutzbeauftragte soll nicht-öffentlichen Datenschutz vomDatenschutzbeauftragte soll nicht-öffentlichen Datenschutz vomDatenschutzbeauftragte soll nicht-öffentlichen Datenschutz vomDatenschutzbeauftragte soll nicht-öffentlichen Datenschutz vom
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Die FDie FDie FDie FDie Frrrrraktion der Deutscaktion der Deutscaktion der Deutscaktion der Deutscaktion der Deutschen hen hen hen hen VVVVVolks-olks-olks-olks-olks-
union (Dunion (Dunion (Dunion (Dunion (DVU) im LandtaVU) im LandtaVU) im LandtaVU) im LandtaVU) im Landtag Brg Brg Brg Brg Branden-anden-anden-anden-anden-
bbbbburururururg will die g will die g will die g will die g will die AAAAAufsicufsicufsicufsicufsicht über den öf-ht über den öf-ht über den öf-ht über den öf-ht über den öf-
fentlichen und den nicht-öffentli-fentlichen und den nicht-öffentli-fentlichen und den nicht-öffentli-fentlichen und den nicht-öffentli-fentlichen und den nicht-öffentli-
chen Datenschutz bei der "Landes-chen Datenschutz bei der "Landes-chen Datenschutz bei der "Landes-chen Datenschutz bei der "Landes-chen Datenschutz bei der "Landes-
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Mit dem DVU-Antrag 4/7010 soll erreicht
werden, dass das Innenministerium die
Aufsicht über den nicht-öffentlichen Da-
tenschutz an die Datenschutzbeauftragte
abgibt. Entsprechend einer Vorgabe der EU
würde damit in Brandenburg die Aufsicht
über den gesamten Datenschutz bei einer
institutionell und materiell unabhängigen
und kompetenten Stelle zusammenge-
fasst.

Der innenpolitische Sprecher der DVU-
Fraktion, der Abgeordnete Michael Claus,
äußerte sich in der Fraktionssitzung am 9.
Dezember auf dem Potsdamer Brauhaus-
berg zu dem Antrag:

„Aus den Anhörungen, Berichten und Dis-
kussionen der letzten Zeit zu diesem The-
ma wurde überdeutlich, dass die Aufsicht
über den nicht-öffentlichen, also vor al-
lem privatwirtschaftlichen, Datenschutz
im Innenministerium fehl am Platze ist.

Die Datenschutzbeauftragte und ihre Mit-
arbeiter verfügen über die nötige Kompe-
tenz und Unabhängigkeit, die für diese
schwierige und umfangreiche Aufgabe
nötig ist, wie sie bereits bei ihrer Arbeit
mit dem öffentlichen Datenschutz gezeigt
haben.”

Dazu kommt, dass die Brandenburger sich
bei allen Datenschutzbelangen ohnehin

an die Datenschutzbeauftragte wenden
und nicht zwischen öffentlichem und
nicht-öffentlichem Datenschutz unter-
scheiden. Eine Zusammenlegung würde
hier zu mehr Klarheit führen und Rei-
bungsverluste vermeiden.

Die parlamentarische Aussprache zu die-
sem Thema gestaltete sich sehr kurz, da
sowohl die Landesregierung als auch die
anderen drei Fraktionen Redeverzicht er-
klärt hatten - was hätten sie denn auch sa-
gen sollen, ohne sich zu blamieren?

PS: Dieser Antrag stand ursprünglich im
Dezember auf der Tagesordnung. Auf-
grund einer Bombenentschärfung in
Landtagsnähe wurde die Tagesordnung
jedoch verkürzt und der Antrag auf Januar
verschoben.

Michael Claus MdL

Bekommt Brandenburg
endlich einen

Stasi-Beauftragten?
Platzeck lässt Umsetzung einerPlatzeck lässt Umsetzung einerPlatzeck lässt Umsetzung einerPlatzeck lässt Umsetzung einerPlatzeck lässt Umsetzung einer
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Damit wird erneut eine ForderungDamit wird erneut eine ForderungDamit wird erneut eine ForderungDamit wird erneut eine ForderungDamit wird erneut eine Forderung
der Dder Dder Dder Dder DVU erfüllt.VU erfüllt.VU erfüllt.VU erfüllt.VU erfüllt.

Bereits im Juli 2001 (Landtagsdrucksache
3/2987) und erneut im November 2007
(Landtagsdrucksache 4/5297) forderten
wir die Schaffung des Amtes eines Landes-
beauftragten für die Hinterlassenschaft des
Ministeriums für Staatssicherheit der ehe-
maligen DDR.

2007 begründete Dr. Niekisch (CDU) im
Namen der Koalitionsfraktionen die Ab-
lehnung wie folgt:

„Meine Damen und Herren, es ist nur noch
ein lauwarmes Eisen. Es gibt Institutio-
nen, es gibt Verfahren und kompetente
Leute, die sich darum kümmern. Deswe-
gen kommt dieser Antrag etwa zehn Jahre
zu spät.”

Heute hingegen heißt es in der Presse, (aus-
gerechnet) die CDU mahne in dieser An-
gelegenheit zur Eile und es sei spät, wenn
auch nicht zu spät, den Stasi-Opfern auf
diese Weise zur Seite zu stehen.

Ist das jetzt späte Einsicht oder der typi-
sche Wankelmut dieser anderen Unions-
fraktion im Landtag Brandenburg?

Brandenburg ist übrigens das einzige be-
troffene Bundesland ohne einen Stasi-
Beauftragten.

Es war die Regierung des Stasi-Orden-Trä-
gers, SPD-Säulenheiligen und Ex-Minis-
terpräsidenten Manfred Stolpe, die dies in
den 90er Jahren verhindert hatte.

Um so mehr freut es uns jetzt, wenn sein
Nachfolger Matthias Platzeck endlich den
Fehler seines Vorgängers und die Richtig-
keit unserer Forderung erkannt hat und
einen Stasi-Landesbeauftragten in Aus-
sicht gestellt hat.

Bleibt nur zu hoffen, dass den Worten auch
wirklich die Tat folgt.

Am Dienstag, den 20. Januar 2009, mach-
te der am 10. Januar neugewählte Partei-
vorsitzende der DEUTSCHEN VOLKS-
UNION der Brandenburger DVU-
Landtagsfraktion seinen „Antrittsbe-
such“.

In mehrstündigen Gesprächen mit der
Fraktion sowie einzelnen Abgeordneten
und Fraktionsmitarbeitern erörterte Faust
die künftige Zusammenarbeit zwischen
dem Parteivorstand und der Fraktion.

Matthias Faust
DVU-Bundesorsitzender

Neuer Parteivorsitzender besuchte Fraktion
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Informationsgutschein
O Ich möchte zu Veranstaltungen der DVU-Fraktion eingeladen werden.
O Bitte senden Sie mir kostenloses Informationsmaterial.
O Ich möchte die Fraktions-Nachrichten regelmäßig kostenlos erhalten.

(Zutreffendes bitte ankreuzen!)

Vorname Name        Landkreis / kreisfreie Stadt

Straße PLZ Ort                                               Tel.:
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Themenjahr 2009 -
20 Jahre friedliche Revolution
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2009 stellten SPD und CDU das in2009 stellten SPD und CDU das in2009 stellten SPD und CDU das in2009 stellten SPD und CDU das in2009 stellten SPD und CDU das in
der Überschrift genannte Thema aufder Überschrift genannte Thema aufder Überschrift genannte Thema aufder Überschrift genannte Thema aufder Überschrift genannte Thema auf
die die die die die TTTTTaaaaagggggesoresoresoresoresordndndndndnungungungungung.....

Für die DFür die DFür die DFür die DFür die DVU-FVU-FVU-FVU-FVU-Frrrrraktion spraktion spraktion spraktion spraktion spracacacacach derh derh derh derh der
stellvertretende Fraktionsvor-stellvertretende Fraktionsvor-stellvertretende Fraktionsvor-stellvertretende Fraktionsvor-stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende Norbert Schulze.sitzende Norbert Schulze.sitzende Norbert Schulze.sitzende Norbert Schulze.sitzende Norbert Schulze.

Lesen Sie den Extrakt seiner Rede:

Besonders wichtig erscheint uns die Auf-
forderung an die Landesregierung, „die
Informations- und Bildungsangebote zu
entwickeln bzw. zu fördern, die den Dia-
log zwischen der Erlebnisgeneration der
DDR und den heutigen Schülern und Ju-
gendlichen sowie die Vermittlung von
Kenntnissen über die Geschichte der DDR
in den Mittelpunkt stellen.“

So gut, so schön! Aber, liebe Leser, wie
soll das aussehen und was wird dabei he-
rauskommen?

Tatsache ist doch, dass die Kenntnisse der
jungen Generation über die Diktatur der
SED und deren Unterdrückungsapparat
namens Staatssicherheit geradezu erschre-
ckend gering sind.

Wenn  man dann immer wieder hört, es
sei ja nicht so schlimm gewesen, oder
wenn ältere Bürger erklären, „früher war
alles besser“, so muss das ganz einfach
nachdenklich stimmen. Weshalb kommt
es denn nach zwei Jahrzehnten gerade zu

dieser Darstellung? Die Antwort ist ein-
fach:  Weil sich die Politik in den letzten
Jahren mehr und mehr von den demokra-
tischen Grundsätzen verabschiedet und
die soziale Marktwirtschaft auf den Kopf
gestellt hat. Viele von uns spüren die Fol-
gen am eigenen Leib:

Arbeitslose, Hartz-IV-Empfänger, Gering-
verdiener oder in die Pleite getriebene
mittelständische Unternehmen. Schuld
sind eindeutig jene Machthabenden, die
voll und ganz damit beschäftigt sind, ihre
Macht unumkehrbar zu machen.

Genauso wie die Wahrheit hinsichtlich der
Gegenwart verschwiegen oder geleugnet

wird, genauso wenig Interesse hat man
sicher an einer wahrheitsgemäßen Aufklä-
rung der Jugend in den Schulen über die
40-jährige verbrecherische SED-Politik.

Aus welchem Personenkreis soll denn die
Erlebnisgeneration kommen? Aus dem
Kreis der Täter oder der Opfer? Wir sind
uns doch im Klaren darüber, dass die in
Brandenburg mehr und mehr erstarken-
de, vielfach namensgeänderte SED
nunmehr unter dem Namen „Die Linke“
nicht nur kein Interesse an der wahrheits-
gemäßen Vergangenheitsaufklärung hat,
sondern zu ihrer Machtübernahme oder
zumindest Machtbeteiligung die Wahr-
heit nicht gebrauchen kann.

Deshalb ist die DVU-Fraktion im Land-
tag Brandenburg zu Recht sehr skeptisch,
was eine umfassende und wahrheitsge-
treue Aufklärung unserer Jugend hinsicht-
lich der deutschen Nachkriegsgeschichte
betrifft.

Unser Fazit lautet: Es handelte sichUnser Fazit lautet: Es handelte sichUnser Fazit lautet: Es handelte sichUnser Fazit lautet: Es handelte sichUnser Fazit lautet: Es handelte sich
vor 20 Jahren nicht um eine fried-vor 20 Jahren nicht um eine fried-vor 20 Jahren nicht um eine fried-vor 20 Jahren nicht um eine fried-vor 20 Jahren nicht um eine fried-
liche Revolution, sondern um einenliche Revolution, sondern um einenliche Revolution, sondern um einenliche Revolution, sondern um einenliche Revolution, sondern um einen
unununununvvvvvollendeten,ollendeten,ollendeten,ollendeten,ollendeten, v v v v von Bundeskanzleron Bundeskanzleron Bundeskanzleron Bundeskanzleron Bundeskanzler
KKKKKohl mit leerohl mit leerohl mit leerohl mit leerohl mit leeren en en en en VVVVVererererersprsprsprsprsprececececechunghunghunghunghungenenenenen
gggggeeeeeglätteten glätteten glätteten glätteten glätteten VVVVVolksaufstandolksaufstandolksaufstandolksaufstandolksaufstand. Die . Die . Die . Die . Die VVVVVoll-oll-oll-oll-oll-
endung dürfte – so auch renommier-endung dürfte – so auch renommier-endung dürfte – so auch renommier-endung dürfte – so auch renommier-endung dürfte – so auch renommier-
te Experten -  bei der gegenwärti-te Experten -  bei der gegenwärti-te Experten -  bei der gegenwärti-te Experten -  bei der gegenwärti-te Experten -  bei der gegenwärti-
gen politischen und wirtschaftli-gen politischen und wirtschaftli-gen politischen und wirtschaftli-gen politischen und wirtschaftli-gen politischen und wirtschaftli-
chen Entwicklung schon jetzt ab-chen Entwicklung schon jetzt ab-chen Entwicklung schon jetzt ab-chen Entwicklung schon jetzt ab-chen Entwicklung schon jetzt ab-
sehbar sein.sehbar sein.sehbar sein.sehbar sein.sehbar sein.
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